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224 Verordnung 
{ — betreffend den Handel mit Steinen. 
ae Vom 19. Dezember 1938. 

Auf Grund des $ 1 Ziffer 65, 66, 68 und 78 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not 
von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Ge⸗ 
ſetzes verlängernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft 
verordnet: 3 

$1 

Wer aus dem im Gebiet der Freien Stadt Danzig vorhandenen natürlichen Steinvorkommen 
Steine erwerben will, um ſie in bearbeitetem oder unbearbeitetem Zuſtand weiter zu veräußern, bedarf 
dazu einer beſonderen Erlaubnis des Senats. 

Die Erlaubnis kann auf beſtimmte Zeit und unter Auflagen erteilt werden; ſie kann jederzeit 
widerrufen werden. 

Die Induftrie- und Handelskammer und die Handwerkskammer find vor der Erteilung der Er⸗ 
laubnis zu hören. 

: $2 

Steine aus dem im Gebiet der Freien Stadt Danzig vorhandenen natürlichen Steinvorkommen 
dürfen nur an ſolche Perſonen veräußert werden, welche im Beſitz einer Erlaubnis gemäß § 1 find. 
Dieſe Beſtimmung findet keine Anwendung auf die Veräußerung ſolcher Steine, die für den eigenen 
Bedarf eines landwirtſchaftlichen Betriebes in den Landkreiſen Verwendung finden ſollen. 


8 3 
Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen dieſer Verordnung werden mit Gefängnis bis zu 
5 Jahr oder mit Geldſtrafe bis zu 10000,— Gulden beſtraft. 


§ 4 
Der Senat erläßt die zur Durchführung und Ergänzung dieſer Verordnung erforderlichen Redts- 
und Verwaltungsvorſchriften. a 
Diefe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 19. Dezember 1938. 


70 N Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Basie Huth Dr. Wiers⸗Keiſer 


(Achter Tag 1156 Ablauf des Ausgabetages: 7. 1. 1939.) 
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225 Zweite Verordnung 
zur Durchführung und Ergänzung des Ehegeſetzes. 
Vom 20. Dezember 1938. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 25 und 26 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes 
verlängernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) ſowie des § 101 des Ehegeſetzes vom 
25. Auguſt 1938 (G. Bl. S. 249) wird zur Durchführung und Ergänzung des Ehegeſetzes folgendes 
mit Geſetzeskraft verordnet: 

Artikel I 
Anderung des Ehegeſetzes 

Das Ehegeſetz vom 25. Auguſt 1938 (G. Bl. S. 249) wird wie folgt geändert: 

1. Anſtelle der Worte „S 4 fehlt“ wird als $ 4 folgende Vorſchrift eingefügt: 
„8 4 

Das Verbot von Eheſchließungen zwiſchen Staatsangehörigen deutſchen oder artver⸗ 
wandten Blutes und Perſonen artfremden Blutes und die Wirkungen dieſes Verbots be⸗ 
ſtimmen ſich ausſchließlich nach der Verordnung zum Schutze des deutſchen Blutes und der 
deutſchen Ehre vom 21. November 1938 (G. Bl. S. 616).“ 

2. $ 20 erhält folgende Faſſung: 
58 20 

Eine Ehe iſt nur in den Fällen nichtig, in denen dies in der Verordnung zum Schutze 
des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre, in der Rechtsverordnung zum Schutze der Erb⸗ 
geſundheit (Ehegeſundheitsgeſetz) oder in den §§ 21 bis 26 dieſes Geſetzes beſtimmt iſt.“ 

3. $ 28 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 

„() Sit eine Ehe auf Grund der Verordnung zum Schutze des deutſchen Blutes und 
der deutſchen Ehre, der Rechtsverordnung zum Schutze der Erbgeſundheit (Ehegeſundheits⸗ 
geje) oder des $ 23 dieſes Geſetzes nichtig, fo kann nur der Staatsanwalt die Nichtigkeits⸗ 

klage erheben.“ 
4. § 29 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: i 

„(i) Ein Kind aus einer Ehe, die auf Grund der Verordnung zum Schutze des deutſchen 
Blutes und der deutſchen Ehre, der Rechtsverordnung zum Schutze der Erbgeſundheit (Ehe⸗ 
geſundheitsgeſetz) oder des $ 23 dieſes Geſetzes nichtig it, iſt unehelich.“ 

5. In 8 57 Abſatz 2 wird als Satz 2 folgendes eingefügt: 

„Die Scheidung bleibt jedoch zuläſſig, wenn ihr Grund ein nach § 12 der Verordnung 

zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre verbotener Ehebruch iſt.“ 


Artikel il 
Anderung koſten rechtlicher Vorſchriften 
1. Das Gerichtskoſtengeſetz in der Faſſung der Bekanntmachung vom 6. März 1937 (G. Bl. S. 257) 
wird wie folgt geändert: 
a) $ 10 Abſatz 4 erhält folgende Faſſung: 

„Iſt in einem Verfahren nach § 627 der Zivilprozeßordnung die Unterhaltspflicht der 
Ehegatten zu regeln, ſo wird der Wert des Rechts auf Unterhalt nach dem dreimonatigen 
Bezug berechnet. Im Verfahren nach $ 627 b der Zivilprozeßordnung iſt der Betrag des 
ſechsmonatigen Bezugs maßgebend.“ 

b) Nach $ 33 wird als neuer $ 33a folgende Vorſchrift eingefügt: 
n§ 33a 
Die Hälfte der Gebühr (§ 8) wird erhoben für das Verfahren 
1. über Anträge auf Anordnungen nach $ 627 der Zivilprozeßordnung, FE 
2. über Anträge auf Anordnungen nach $ 627b Abſatz 1 der Zivilprozeßordnung. 

Für das Verfahren nach $ 627 b Abſatz 3 der Zivilprozeßordnung wird eine Gebühr 
nicht erhoben. i 

Die im Abſatz 1 beſtimmten Gebühren werden nicht erhoben, wenn der Antrag vor 
Anordnung der mündlichen Verhandlung oder, falls ohne mündliche Verhandlung entſchie⸗ 
den wird, vor Erlaß der Entſcheidung über den Antrag zurückgenommen wird.“ 
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c) $ 35 erhält folgende Faſſung: 
78 35 

Jedes Verfahren der in den §§ 32, 33, 33 a, 34 bezeichneten Art gilt für die Gebühren⸗ 
erhebung als beſonderer Rechtsſtreit. 

Jedoch wird für mehrere Verfahren der im $ 33 a Abſ. 1 Nr. 1 bezeichneten Art die 
Gebühr in jedem Rechtszug nur einmal erhoben. Das gleiche gilt bei Verfahren der im 8 34 
Nr. 2 bezeichneten Art, ſofern ſie denſelben Anſpruch und denſelben Gegenſtand betreffen.“ 
§ 38 Abſatz 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

„Für das Verfahren über Beſchwer den nach § 71 Abſatz 2, § 99 Abſatz 3, § 627 Ab⸗ 
jak 4 der Zivilprozeßordnung wird die volle Gebühr ($ 8) erhoben.“ 


2. Die Gebührenordnung für Rechtsanwälte wird wie folgt geändert: 
Nach § 28 wird als neuer § 28 a folgende Vorſchrift ung 
n§ 28 a 
Die Verfahren über Anträge nach SS 627, 627 b der Zivilprozeßordnung gelten für die 
Berechnung der Gebühren des Rechtsanwalts als beſonderer Rechtsſtreit. Jedoch erhält der 
Rechtsanwalt für mehrere Verfahren der im § 627 der Zivilprozeßordnung bezeichneten Art 


die Gebühren in jedem Rechtszug nur einmal. Das gleiche gilt für Verfahren nach § 627 b 
Abſatz 1 und Abſatz 4 der Zivilprozeßordnung.“ 


d 


— 


Artikel III 
Koſtenentſcheidung in Eheſachen 
1. Nach § 93 der Bieden en wird als neuer § 93 a folgende Vorſchrift eingefügt: 
„8 93a 
Wird auf Scheidung oder Aufhebung der Ehe erkannt oder die Ehe für nichtig erklärt, 


ohne daß der unterlegene Teil hieran ſchuldig iſt, ſo ſind die Koſten gegeneinander aufzu⸗ 
heben.“ 5 


2. Wenn die Vorausſetzungen dieſer Vorſchrift vorliegen, kann das Gericht erſter Inſtanz auf Antrag 
die Koſtenentſcheidung eines Urteils, das beim Inkrafttreten dieſer Verordnung bereits verkündet, 
aber noch nicht rechtskräftig iſt, abändern. 


Der Antrag iſt nur bis zum 31. Januar 1939 zuläſſig und kann vor der Geſchäftsſtelle zu 
Protokoll erklärt werden. Über den Antrag wird durch Beſchluß entſchieden. Der Beſchluß kann 
ohne mündliche Verhnadlung ergehen und unterliegt der ſofortigen Beſchwerde. 


Artikel IV 
Inkrafttreten 
Die Vorſchriften des Artikels J treten rückwirkend mit dem 23. November 1938 in Kraft. 
Die Vorſchriften des Artikels II treten rückwirkend mit dem 1. Oktober 1938 in Kraft. 
Die Vorſchriften des Artikels IH treten am 1. Januar 1939 in Kraft. 


Danzig, den 20. Dezember 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
1.1005 Greifer Dr Wiers⸗Keiſer 


226 Vierte Verordnung 
zur Abänderung der Verordnung betreffend die Beſtellung eines Gtanisbeonfleanien..; 
für die Baus und Siedlungsgenoſſenſchaften vom 14. Januar 1936 (G. Bl. S. 30. 
Vom 27. Dezember 1938. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 69 und 84 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung Des Geſetzes 
vom ee Mai 1051 (6. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Gesetze verordnet: 
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Artikel ! ee ene eee 
Die Verordnung betreffend die Beſtellung ein es Staatsbeauftragten für die Bau⸗ und Siedlungs⸗ 


genoſſenſchaften vom 14. Januar 1936 (G. Bl. S. 31) wird im § 4 Satz 2 dahin geändert, daß an 
die Sek der Worte „des 31. es 1938“ die Worte ER 31. Dezember 1939“ treten. 


: Artikel Ml 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 27. Dezember 1938. 
2 Der Senat der Freien Stadt Danzig 


J 30/36 Huth Dr. Wiers⸗Keiſer 
227 f Verordnung 


zum Schutze des Wappens der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft. 
Vom 22. Dezember 1938. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 17 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Bolt und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ms des feine Geltungsdauer verlängernden- Geſetzes vom 
5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird zur Ausführung des Genfer Abkommens zur Verbeſſerung des 
Loſes der Verwundeten der Heere im Felde vom 27. Juli 1929 (G. Bl. 1936 S. 307) folgendes mit 
Geſetzeskraft verordnet: 

SET: E 

(1) Das Wappen der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft (das aufrechte, gleicharmige, geradlinige, 
weiße Kreuz auf rotem Grunde) darf nicht zu einem gegen die kaufmänniſche Ehrbarkeit verſtoßenden 
Zweck oder unter Bedingungen gebraucht werden, die geeignet ſind, das ſchweizeriſche Nationalgefühl zu 
8 

(2) Das gleiche gilt von Nachahmungen des ſchweizeriſchen Wappens, die geeignet ſind, Ver⸗ 
abel hervorzurufen. ETF: 

§ 2 

Wer den Vorſchriften des $ 1 zuwiderhandelt, wird, ſofern die Tat nicht nach anderen Vor⸗ 

ſchriften mit höherer Strafe bedroht it, mit Geldſtrafe “bis zu dreihundert Gulden oder mit a 
a | 
§ 3 

Det 1 erläßt er zur Durchführung und Ergänzung erorbenihen Rechts. und Berwalkungs- 

vorſchriften. AR fle oe 
8 4 
Die Verordnung tritt am 1. Januar 1939 in Kraft. 


Danzig, den 22. Dezember 1939. 


5 : „Det Senat der Freien Stadt . =. 
73% rerles De Irers-weuler > 


228 Zweite Verordnung 
zur Ausführung des Perſonenſtandsgeſetzes. 
E Vom 29. Dezember 1938. 


Auf Grund der 88 70 und 71 der Rechtsverordnung zur Neuordnung des Perſonenſtandsrechts 
(Perſonenſtandsgeſetz) vom 2. ee 1938 (G. Bl. S. 307 Bes wird folgendes mit See 
verordnet: noe 

Artiter 1 

Die Erſte Verordnung zur Ausführung des Verſonerſtandsgefehes vom 2 September 1988 (G. BL 

. 315 ff.) wird wie folgt geändert: 

5 $ 19 Abſ. 4 erhält folgende Faſſung: 2 

„(4 Sit einem Verlobten die Beſchaffung der erforderlichen Perſonenſtandsurkunden 
nicht möglich, oder iſt die Beſchaffung mit erheblichen Schwierigkeiten oder unverhältnismäßig 
hohen Koſten verbunden, ſo reicht die Vorlage kirchlicher oder ſonſt beweiskräftiger Beſchei⸗ 
nigungen aus. Iſt auch die Beſchaffung ſolcher Beſcheinigungen nicht möglich, ſo kann ſich der 
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Standesbeamte mit einer eidesſtattlichen Verſicherung, daß die nach Abſ. 2 gemachten An⸗ 
gaben richtig ſind, begnügen, es ſei denn, daß er Anlaß zu der Annahme hat, daß einer der 
Verlobten entgegen ſeiner Verſicherung nicht deutſchblütig iſt. In dieſem Falle iſt eine Ent⸗ 
ſcheidung des Senats herbeizuführen. 

2. § 20 Abſ. 1 und 5 erhalten folgende Faſſung: 

„(i) Bis zum Inkrafttreten des $ 2 der Rechtsverordnung zum Schutze der Erbgeſund⸗ 
heit (Ehegeſundheitsgeſetz)b vom 8. Auguſt 1938 (G. Bl. S. 245 ff.) und im Falle § 10 der 
Verordnung zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre vom 21. November 
1938 (G. Bl. S. 616 ff.) darf der Standesbeamte die Vorlegung eines Ehetauglichkeits⸗ 
zeugniſſes nur verlangen, wenn er begründete Zweifel hat, ob ein Ehehindernis im Sinne 
des $ 1 des Ehegeſundheitsgeſetzes oder des $ 8 der Verordnung zum Schutze des deutſchen 
Blutes und der deutſchen Ehre vorliegt oder nicht. 

(5) Hat der Kreisarzt das Ehetauglichkeitszeugnis wegen eines Ehehinderniſſes im Sinne 
des § 8 der Verordnung zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre vom 21. 
11. 1938 (G. Bl. S. 616 ff.) verweigert, fo können die Verlobten zum Nachweiſe ihrer Ehe⸗ 
tauglichkeit die Entſcheidung des Senats vorlegen, daß ein Ehehindernis im Sinne dieſer 
Beſtimmung nicht beſteht. 

Der bisherige Abſatz 5 des $ 20 erhält die Bezeichnung (6). 

3. Anſtelle der Worte „§ 25 fehlt“ wird als $ 25 folgende Vorſchrift eingefügt: 
„8 25 

Beſteht nach Anſicht des Standesbeamten ein Ehehindernis im Sinne des § 4 der Ver⸗ 
ordnung zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre vom 21. 11. 1938 (G. Bl. 
S. 616 ff.), ſo hat er, wenn auch nur einer der Verlobten einem fremden Staate an⸗ 
gehört, vor der Verſagung des Aufgebots die Entſcheidung des Senats einzuholen.“ 

4. § 34 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

(2) Ein Jude im Sinne der Verordnung zum Schutze des deutſchen Blutes und der 
deutſchen Ehre vom 21. November 1938 (G. Bl. S. 616 ff.), wenn die Verlobten Danziger 
Staatsangehörige und deutſchen oder artverwandten Blutes oder Miſchling zweiten Grades 
ſind. 

Die bisherigen Abſätze 2 und 3 des $ 34 erhalten die Bezeichnung „G) und (49 

. 8 37 Abſ. 4 erhält folgende Faſſung: 

(4) „Bei fremden Staatsangehörigen, die weder deutſchblütig, noch Jude, noch füdiſcher 

Miſchling ſind, wird ihre raſſiſche Einordnung nicht eingetragen“. 
6. $ 114 Abſ. 5 erhält folgende Faſſung: 

(5) „Hält der Standesbeamte ein Ehehindernis im Sinne der $§ 4 und 8 der Ver⸗ 
ordnung zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre vom 21. November 1938 
(G. Bl. S. 616 ff.) für vorliegend, ſo hat er, wenn auch nur ein Verlobter eine fremde 
Staatsangehörigkeit beſitzt, vor der Verſagung des Ehefähigkeitszeugniſſes die Entſcheidung 
des Senats einzuholen“. 

Die bisherigen Abſätze 5 und 6 des § 114 erhalten die Bezeichnung (6) und (7). 

Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1939 in Kraft. 


Danzig, den 29. Dezember 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
A. II. 22 03. Greifer Dr. Wiers⸗Keiſer 
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